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Verordnung 
über Kosten des Rechtsmittelverfahrens in Steuersachen. 


Vom 16. Februar 1944. 


Auf Grund des $ 5 Abs. 1 des Erlasses des $3 
Führers vom 12. Oktober 1939 (Reichsgesetzbl. I Kostenpflicht des General- 


S. 2077) verordne ich: | gouvernements und der kommunalen 
| | Selbstverwaltungsverbände. 

I. Geltungsbereich. Kosten, die nicht dem Steuerpflichtigen zur Last 
fallen, hat im Fall des § 1 Abs.1 Satz 1 das General- 
gouvernement, im Fall des § 1 Abs. 1 Satz 2 der 
kommunale Selbstverwaltungsverband zu tragen. 

N 


si 


(1). Diese Verordnung gilt auf dem Gebiet der 
staatlichen direkten Steuern und Verkehrsteuern. i 
Sie gilt entsprechend für das Gebiet der Kommu- S4 


nalabgaben. 5 Umfang der Kostenpflicht. 


(2) Zu den Kommunalabgaben im Sinn dieser | Die Kostenpflicht umfaßt nach näherer Maß- 
Verordnung rechnen sowohl die Kommunal- | gabe der §§ 5 bis 7 
steuern als auch die. Kommunalgebühren und RR ie ; : a 
teuenn als die =) ; 1. die Verpflichtung, die Rechtsmittelgebühr zu 


Kommunalzuschläge. z = 
Ta g Sr f | zahlen und Auslagen ‘der Rechtsmittelbehörde 


zu erstatten, 4 
I. Kostenpflicht. | 2. die Verpflichtung, notwendige Auslagen zu 
g9 erstatten, die dem Steuerpflichtigen durch das 
Rechtsníittelverfahren erwachsen sind. 
Kostenpflicht des Steuerpflich- 
tigen. i S) 
(1) Der Steuerpflichtige hat die Kosten des 
Rechtsmittelverfahrens zu tragen, wenn er unter- 
liegt oder das Rechtsmittel zurücknimmt. Unter- 
liegt er zum Teil oder nimmt er das Rechtsmittel 
zum Teil zurück, so können ihm die Kosten zum 


| Rechtsmittelgebühr. 
(1) Eine Rechtsmittelgebühr wird nur dann 


erhoben, wenn die Kosten einem Steuerpflichti- 
gen zur Last fallen. 


Teil, insbesondere seine eigenen Kosten auferlegt | (2) Die Rechtsmittelgebühr wird nach dem 
Aen Wert des Streitgegenstandes berechnet. Sie bemißt 


(2) Dem Steuerpflichtigen können die Kosten Os Reh der als AIRES DISS iRsen Kostentabollg 
j á ; 5 x 5 PENUS WIN PR: aha ar 7 G 
‚des Rechtsmittelverfahrens ganz oder zum Teil 4 (8) Wird das Rechtsmittel es vollen Um 
BE HE enden an era ET fang nach zurückgenommen, so wird die Hälfte 
a ann 3 g ; ‚wat E te = 
R NET ARE De der Rechtsmittelgebühr erhoben. 
folg hat. die Entscheidung aber auf Tatsachen : Rn ben 
beruht, ‘die der Steuerpflichtige früher hätte gel- | 


2 
tend machen können und müssen. Dem Steuer- 56 E 
pflichtigen können äuch Kosten auferlegt wer- | Auslagen der Rechtsmittelbehörde. 
den, die er durch unbegründete Anträge und Ein- (1) An Auslagen sind der Rechtsmittelbehörde 
wendungen verschuldet hat. zu erstatten: 

(3) Sind mehrere Steuerpflichtige verpflichtet, 1.Schreibgebühren für Ausfertigungen und Ab- 
die Kosten zu tragen, so haften sie nach Kopf- schriften, die nur auf Antrag -erteilt werden; 
teilen. Bei erheblicher. Verschiedenheit ihrer Be- |” 2. Telegraphengebühren, Fernmeldegebühren und 
teiligung können die Kosten nach dem Maß ihrer im Fernverkehr-zu entrichtende Fernsprech- 
Beteiligung verteilt werden. gebühren; z 
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3. Kosten von Zustellungen und öffentlichen Be- 
kanntmachungen; 

4. Entschädigungen, die an ANEETA 
und Sachverständige gezahlt worden sind; 

5. Reisekosten der Beamten der Rechtsmittel- 
behörde bei Geschäften außerhalb des Dienst- 
sitzes; 

6. Beträge, die an andere Behörden oder Beamte 
oder an sonst zugezogene Personen für ihre 
Tätigkeit zu zahlen sind. 


(2) Auslagen, die dadurch entstanden sind, daß 
ein Termin von Amts wegen verlegt worden ist, 
sind nicht zu erstatten. 

87 
Abfindung für Auslagen der 
mittelbehörde. 

(1) Zur Deckung der Auslagen, die der Rechts- 
mittelbehörde erwächsen sind und nicht nach § 6 
besonders in Ansatz gebracht werden, wird eine 
Abfindung erhoben, wenn die Kosten einem 
Steuerpflichtigen zur Last fallen. 

(2) Die Abfindung beträgt fünfzehn von Hun- 
dert der Rechtsmittelgebühr ($ 5), jedoch minde- 
stens zwei und höchstens hundert Zloty. 

§ 8 


Rechts- 


Befreiung von Kosten. 

Sind die Rechtsmittelgebühr oder Auslagen der 
Rechtsmittelbehörde durch unrichtige Behandlung 
der Sache ohne Schuld der Beteiligten entstanden, 
so werden diese Kosten nicht erhoben. 

9 


Auslagen des Steuerpflichtig 


Soweit dem- Steuerpflichtigen keine Kosten 
auferlegt werden, sind ihm notwendige Auslagen 
zu erstatten. Er hat jedoch keinen Anspruch auf 
Intschädigung für Zeitversäumnis. Auch auf Er- 
stattung von Kosten, die durch Zuziehung eines 
Bevollmächtigten oder Beistands entstanden sind, 
hat er keinen Anspruch. 


$ 10 
Kostenpflicht sonstiger Personen. 
Dem Steuerpflichligen im Sinn der §§ 2 bis 9 
steht gleich, wer sonst als. Privatperson ein 
Rechtsmittel eingelegt hat oder im Rechtsmittel- 
verfahren beigetreten oder zugezogen worden ist. 


en. 


III. Verfahren. 
Saa 
PPE E cheidung. 

(1) Bei der Entscheidung über das Rechtsmittel 
ist über die Kosten des Rechtsmittelverfahrens 
(gegebenenfalls auch über die Anwendung des S8) 
zu befinden. Ist das unterblieben, so ist die Ent- 
scheidung zu ergänzen. 

(2) Wird eine Sache an die Behörde, 
deren Entscheidung das Rechtsmittel gerichtet war, 
zurückgewiesen, so kann ihr die Entscheidung 
über die Kosten des -Rechtsmittelverfahrens über- 
tragen werden. 


gegen 


§ 12 
Kostenerlaß. 

(1) Beruht die Einlegung.des Rechtsmittels auf 
entschuldbarer Unkenntnis der Verhältnisse oder 
auf Unwissenheit oder erscheint es aus sonstigen 
Gründen unbillig, die Kosten nach dieser Verord- 
nung zu erheben, so können die Zahlung der 
Rechtsmittelgebühr und die Erstattung der der 
Rechtsmittelbehörde erwachsenen Auslagen ganz 
oder teilweise erlassen werden. 

(2) Zuständig ist: 

a) über das Rechtsmittel entschieden 
die Rechtsmittelbehörde, in den Fällen 

S 11 Abs. 2 der Leiter der Behörde, ge- 
gen deren Entscheidung das Rechtsmittel 
gerichtet war; 


wenn 
wird: 
des $ 


b) 


wenn das Rechtsmittel seinem vollen Umfang 
nach zurückgenommen worden ist: der Lei- 


ter der Behörde, gegen deren Entscheidung 
das Rechtsmittel gerichtet war. 


(3) Die Befugnis der Steuerbehörde, 
schaftlich begründeten oder besondere Berück- 
sichtigung verdienenden Fällen geschuldete 'Be- 
träge zu erlassen, bleibt unberührt. 


in wirt- 


$ 13 
Wer teti tellung. 
(1) Der Wert des Streitgegenstands ist, 
erforderlich, festzustellen. 
(2) Die Zuständigkeit dafür bestimmt sich nach 
$ 12 Abs. 2. ; 
(3) Für die Entscheidung darüber, wie hoch 
der Wert des Streitgegenstands festzustellen ist, 
gilt pflichtgemäßes Ermessen. 


(4) Entscheidungen, durch die der Wert des 
Streitgegenstands festgestellt wird, brauchen dem 
“Kostenpflichtigen nicht besonders bekanntgegeben 
zu werden. In dem Kostenfestsetzungsbescheid 
($ 14) ist jedoch die Wertfesistellung hervorzu- 
heben. 


soweit 


S 14 
setzung und Kosten- 
erhebung. 


Die Festsetzung und die Erhebung der Kosten 
des Rechtsmittelverfahrens erfolgt durch die Be- 
hörde, gegen deren Entscheidung das Rechtsmittel 
gerichtet war. 

. ESRD, 
Anwendung steuerlicher 
VOPSEA TARNEN 


Die Vorschriften über direkte Steuern, Verkehr 
steuern und Kommunalabgaben finden sinngemäß: 
Anwendung, soweit nicht etwas anderes bestimmt 
ist. 


Kostenfest 


§ 16 
Schlußvorschriften. 
(1) Diese Verordnung tritt am Tage der Ver- 
kündung in Kraft. Sie gilt auch für die anhän- 


gigen Rechtsmittel, soweit. diese nicht innerhalb. 
eines Monats nach Verkündung dieser Verord- 


% =_.1° 
(3) Ist das Rechtsmittel seinem vollen Umfang | Pung zurückgenommen werden. 
nach zurückgenommen worden, so wird über die (2) Die dieser Verordnung entgegenstehenden: 
Kosten des Rechtsmittelverfahrens nicht beson- | polnischen Vorschriften auf dem Gebiet des. 
ders entschieden. ‚ | Rechts der Kommunalabgaben treten außer Kraft. 
N rakau, den 16. Februar 1944. . ! 
Der Generalgouverneur _ \ 


Frank N 


Nr. 11 — Tag der 


Ausgabe: 8. März 1944 
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Streitwert 


Zloty 
mehr als — bis 

40 
Oe 
120—1200 
200 400 
400— 600 
600— 800 


800— 1 000 


1.000— 1.200 
1 200— 1400 
1 400-—— 1 600 
1 600— 1 800 
1 800— 2 000 
2 000-=— 2 200 
2 200— 2 400 
2 400— 2 600 
2 600— ? 800 
2 800— 3 000: 


3 000—-3 200 
3 200 — 3400 
3 400— 3600 
3 600— 3 800 
3 800— 4 000‘ 
4 000— 4200 
4 200—, 4 400 
4 400— 4600 
4 600— 4 800 
4 800— 5 000 
000— 5 200 
200— 5 400 
400— 5 600 
600— 5 800 
800— 6 000 
6.000— 6 200 
6 200— 6 400 
"6 400— 6 600 
6 600— 6 800 
6 800— 7 000 
7 000— 7200 
7 200-- 7 400 
7 400— 7 600 
7 600— 7 800 
7 800— 8.000 
8 000— 8200 
8200— 8 400 
8 400— 8 600 
8 600— 8800 
8 800— 9 000 
9 000-— 9 200 
9:200-— 9 400 
9 400— 9 600 
9 600-— 9 800 
9 800—10 000 
10 000-—10 200 
10 200—10 400 
10:400—10 600 
10 600-—10 800 
10 S00-—11 000 
11 000—11 200 
11 200—11 400 
11 400—11 600 
11 600—11 800 
11 800—12 000 


SLOT GT OTOT 


Kostentabelle 


a) 
Rechts- 
mittel- 
gebühr 

Zloty 


p aaa 


Kosten 


b) 
Abfindung 
für 
Auslagen 
Zloty 


N; 40 
1 
12,60 
13,20 
13,80 
14,40 
15,— 
15,30 
15,60 
15,90 
16,20 
16,50 
16,80 
17,10 
17,40 
17,70 
19, 
15,30 
18,60 
18,90 
19,20 
19,50 
19,80 
20,10 
20, 40 


Streitwert 


mehr als — bis 


12 000-—12 200 
127 200—122 400 
12 400—12 600 
12 600—12 800 
12 8S00—13 000 
13 000—13 200 
13 200—13 400 
. 13 400—13 600 


13 600—13 800 

13 800—14 000 

14 000—14 200 

14 200—14 400 

14 400-—14 600 

14 600—14 800 

14 800—15 000 

15 000—15 200 

15 200—15 400 

15 400—15 600 

15 600—15 800 

15 800—16 000 

16 000—16 200 

16 200—16 400 

16 400—16 600 

16 600—16 800 

16 800— 17.000 

17 000—417 200 

17.200—17 400 

17 400—17 600 

17 600—17 800 

17 800—18 000 

18 000—18 200 

18 200—18 400 

15 400—18 600 

18 600—18 800 

18 800—19 000 

19 000—19 200 

19 200—19 400 

19 400—19 600 

19 600—19 800 

19 8500—20 000 

a 

Bei einem Streitwert von 
mehr als 20 000 Zloty wird 
dieser auf den nächst- 
höheren durch 200 Zloty 
teilbaren Betrag aufge- 
rundet. Ein Streitwert 
über 40 000 Zloty wird 
auf den nächsthöheren 
durch 2000 Zloty teilba- 
ren Betrag aufgerundet. 


Beispiele: 

. Streitwert: 31030 Zloty 
aufgerundeter Betrag: 31 200 Zloty 

‚ Streitwert: 35 750 Zloty 
aufgerundeter Betrag: 35 800 Zloty 

. Streitwert: 44620 Zloty 
aufgerundeter Betrag: 46 000 Zloty 


. Streitwert: 200000 Zloty 
. aufgerundeter Betrag: 200 000 Zloty 


=. 


w 


w 


D 


(gemäß § 


Anlage 
5 Abs. 2) 


316,— 
33%— 
390, — 


1160, — 


Kosten 
a) b) 
Rechts- | Abfindung 
mittel- für 
gebühr Auslagen 
Zloty - Zloty 
182,— 27,30 
184, 2 27.60 
186, 27,90 
188 28,20 
190, 28,50 
192, 28,80 
194,— 29,10» 
196, 29,40 
TI 29,70 
200, — 30, 
202 ~ 30,30 
204, — 30,60 
206, — 30,90 
208,— 8 31,20 
210, 31,50 
212, 31,80 
214, 32,10 
216, — 32,40 
218, — 32,70 
220, — 33,— 
ENTF EEEN 
Da 33,60 
226, — 33,90 
228, — 34,20 
230,— 34,50 
232, 34,80 
234, — 35,10 
236, 35,40 
238, 35,70 
240, — 36,— 
242, 36,30 
J44 — 36,60 
246,— 36,90 
248, — 37,20 
250, — 37,50 
2a 37,80 
254, 38,10 
256, — 38,40 
258, — 38,70 
260, — 39, 
%v.H. 15 v. H. 
des aufge- | der Rechts- 
rundeten mittel- 
Betrages gebühr, 
-- 160 Zloty | höchstens 
aber 
100 Zloty 


47,40 
50,85 
58,50 


100, — 


Por 
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"Anordnung 


über die Ausdehnung der Einkommensteuer verordnung für Deutsche auf Nichtdeutsche. 


Vom 18. Februar 1944. 


Auf Grund des § 51 Nr. 3 der Einkommensteuer- 
verordnung für Deutsche. vom 29, Juni 1943 
(VBIGG. S. 323) wird angeordnet: 
gi 
Die Einkommensteuerverordnung für Deutsche 
vom 29. Juni 1943 (VBIGG. S. 323) gilt auch für: 


1. Personen niehedetfcher Volkszugehörigkeit, 
welche die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen, 
wenn, sie nicht ‘Juden oder Zigeuner sind; 

2. die im Verband der Wehrmacht, der Waffen-44 
und in ähnlichen Verbänden oder in der uni- 
formierten Polizei oder im Verband des Forst- 
schutzkorps eingesetzten Nichtdeutschen sowie 
deren Ehefrauen, die nicht dauernd von ihren 
Ehemännern getrennt leben, und die Witwen 
dieser Steuerpflichtigen, solange sie, eine neue 
Ehe nicht eingegangen sind; j 

3. die Angehörigen der mit dem Großdeutschen 
Reich verbündeten oder nicht mit ihm krieg- 
führenden Staaten, wenn sie nicht Juden oder 
Zigeuner sind; 

4. ruhende (nicht angetretene) Erbschaften, bei 
denen der Erblasser eine der unter Nrn. 1 bis 3 
bezeichneten Personen ist; 


5. Kapitalgesellschaften und Erwerbs- und Wirt- 
schaftsgenossenschaften, wenn die Anteile ins- 
gesamt zu mehr als 50 v. H. gehören: 
a) den unter Nrn.1 bis 3 bezeichneten natürlichen 
Personen, 7 f l 
b) solchen juristischen Personen, an denen die 
unter Nrn. 1 bis 3 bezeichneten natürlichen 
Personen mit meħr als 50 v. H. beteiligt sind, 
c) Körperschaften des. öffentlichen Rechts mit 
Verwaltung oder Sitz in den mit dem Groß- 
deutschen Reich verbündeten. oder nicht mit 
ihm kriegführenden Staaten. 
Die Voraussetzungen sind auch erfüllt, wenn 
die Anteile der unter Buchstaben a bis c þe- 
zeichneten Personen zusammen mil den Antei- 
len der Körperschaften des öffentlichen Rechts 
mit Verwaltung oder Sitz im Deutschen Reich 
oder im Generalgouvernement oder mit den 
Anteilen der im § 1 Abs.1 der Einkommen- 
steuerverordnung für Deutsche aufgeführten 
Personen mehr. als 50 v. H. betragen; 
Betriebe gewerblicher Art von Körperschaften 
des öffentlichen Rechts mit Verwaltung oder 
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Sitz in den mit dem Großdeutschen Reich ver- 
bündeten oder nicht mit ihm kriegführenden 
Staaten; 


~I 


.alle anderen Körperschaften, Personenvereini- 
gungen und Vermögensmassen, wenn mehr als 
die Hälfte der zur gesetzlichen Vertretung be- 
rufenen Personen solche der unter Nrn. 1 bis 3 
bezeichneten Personen oder Deutsche (§ 1 Abs. 1 
Nr. 1 der Einkommensteuerverordnung für Deut- 
sche) sind. z j 


$2 


§ 32 Abs. 4 und § 43 der Einkommensteuerver- 
ordnung für Deutsche finden auf die in § 1 Nrn. 1 
bis 3 bezeichneten Personen keine Anwendung. 


83 


S 35 Abs.1 der Einkommensteuerverordnung 
für Deutsche gilt für die in § 1 Nrn.4 bis 7 be- 
zeichneten ruhenden -(nicht angetretenen) Erb- 
schaften, Körperschaften, Personenvereinigungen 
und Vermögensmassen nicht. Die Einkommen- 
steuer dieser Steuerpflichtigen beträgt: 

*bei einem Einkommen bis 100 000 Zloty 30 v. H. 

des Einkommens, 


bei einem Einkommen von mehr als 100 000 
Zloty bis 200 000 Zloty 37,5 v.H. des Ein- 
kommens, : 

‘bei einem Einkommen von mehr als 200 000 
Zloty bis 1000000 Zloty 50 v.H. des Ein- 
kommens, 


bei einem Einkommen von mehr als 1000 000 
Zioly 55 v. H. des Einkommens. 


S4 
Für die Besteuerung ist der Kreis(Stadt)haupt- 
mann: (Finanzinspekteur) zuständig. 


§5 

Diese Anordnung ist erstmals für den Veranla- 
gungszeitraum 1942 anzuwenden. Beim Steuer- 
abzug vom laufenden Arbeitslohn ist sie erstmals 
auf den Arbeitslohn anzuwenden, der für einen 
Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird, der nach 
dem 31. März 1944 endet. Beim Steuerabzug von 
sonstigen Bezügen ist sie erstmals auf Bezüge an- 
zuwenden, die dem Steuerpflichtigen nach dem 
31. März 1944 zufließen. 


Regierung des Generalgouvernemenls 


Hauptabteilung Finanzen 


\ Dr. Senkowsky 
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